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FlücHTlinGE 1

Besser verteilen
Schulen in sozial belasteten Gebieten und Stadt-
teilschulen betreuen überproportional Klassen 
mit Flüchtlingen

Beim Thema Flüchtlingsbil-
dung droht ähnlich wie bei der 
Inklusion eine soziale Schief-
lage. Knapp zwei Drittel der 
Klassen, in denen Flüchtlings-
kinder in Hamburg unterrich-
tet werden, sind an Schulen in 
sozial schwierigen oder sehr 
schwierigen Gebieten unterge-
bracht, nur ein gutes Zehntel 
dieser Klassen in den sozial 
stabilen und besonders stabilen 
Stadtteilen. Zugleich unterrich-
ten Stadtteilschulen dreimal so 
viele Flüchtlinge wie die Gym-
nasien. Dies hat eine Anfrage 
der FDP ergeben. 

Von den 202 Basisklassen 
und Internationalen Vorberei-
tungsklassen, in denen rund 
2500 gelüchtete Jungen und 
Mädchen unterrichtet werden, 
sind 57,9 Prozent an Schulen 
mit dem Sozialindex KESS 
1 oder 2 untergebracht. Der 

Anteil der KESS 1/2-Schulen 
macht insgesamt aber nur 27,4 
Prozent aller Standorte aus. 

Wie bei der Inklusion von 
Schüler_innen mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf 
tragen die Stadtteilschulen zur 
Beschulung von Flüchtlings-
kindern in erheblich stärkerem 
Maße bei als die Gymnasien. 
Während an Gymnasien 30 
Flüchtlingsklassen eingerichtet 
sind, gibt es fast 100 an Stadt-
teilschulen.

„Der Verweis der Nutzung 
freier Räumlichkeiten an 
Stadtteilschulen bzw. Schulen 
in KESS-1 und 2 ist ein vor-
geschobenes Argument der 
Behörde. Es gibt Schulen in 
besserer Lage und mit hohem 
KESS-Faktor, auf deren Ge-
lände Container aufgestellt 
werden könnten. Das macht die 
Behörde nicht, weil es erstmal 

schneller und billiger ist, die 
freien Räumlichkeiten zu nut-
zen. Weiterhin geht man Kon-
likten mit den Eltern aus dem 
Weg. Warum Räumlichkeiten 
frei stehen, wird nicht thema-
tisiert. Viele Eltern melden ihre 
Kinder nach Möglichkeit an 
Schulen mit besserem KESS-
Faktor, im besseren Stadtteil 
oder eben auf dem Gymnasium 
an. Dieses Anmeldeverhalten 
schafft den freien Raum an den 
wenig angewählten Schulen, 
die dann eben auch die Flücht-
linge beschulen müssen. Es gin-
ge anders. Das wäre aber teurer 
und konlikthaft. Die derzeitige 
Praxis ist der Weg des gerings-
ten Widerstandes, mehr nicht“, 
kommentiert Anja Bensinger-
Stolze, Vorsitzende der GEW 
Hamburg.

Die GEW fordert eine gleich-
mäßigere Verteilung über die 
Stadt. Die Stadtteilschulen 
schultern bereits jetzt schon 
die Hauptlast der Inklusion und 
eine Ungleichverteilung der 
Flüchtlingskinder würde diese 
soziale Schielage weiter ver-
schlimmern.
aus: PrESSEErKlärunG der GEW

vom 25.2.2016

FlücHTlinGE 2

Here to participate!
Eine aktive Zusammenarbeit mit geflüchteten Pädagog_innen eröffnet das 
GEW-refugee-buddy-Programm

Um eine solidarische Pra-
xis zu entwickeln, wird in der 
GEW Hamburg momentan die 
Idee eines Austauschprogramms 
zwischen Gelüchteten und in 
Deutschland schon tätigen Kol-
leg_innen diskutiert, das nicht 
nach dem Aufenthaltsstatus 
fragt. Interessierte Pädagog_in-
nen könnten zusammenarbeiten, 
Strukturen der GEW kennen-
lernen und gemeinsam Schul-

unterricht, den Kita-Alltag, das 
Hochschulseminar oder den 
Nachmittag im Jugendzentrum 
gestalten. Eingebunden werden 
soll das Projekt in einen politi-
schen Rahmen, der eine deutli-
che Kritik am europäischen Mi-
grationsregime einschließt.

Flüchtlingsabwehr verstärkt
Unter dem Schlagwort 

“Flüchtlingskrise” wird seit 

Monaten das Thema Migration 
& Flucht verhandelt. Nachdem 
im Sommer 2015 vielmehr das 
europäische sogenannte Migrati-
onsmanagement bzw. das Grenz-
regime in eine Krise geraten ist 
und für kurze Zeit das Dublin-
Verfahren außer Kraft gesetzt 
war, reagier(t)en Europa und die 
Bundesregierung mit verstärkter 
Repression auf die Migrations-
bewegung: Zäune wurden errich-
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Doppelte Freude
als Pensionär Flüchtlingen mit 
Deutschunterricht helfen

Im letzten Jahr habe ich in einer Bergedorfer Folge-Unterkunft 
Deutschunterricht für Kinder und Jugendliche erteilt zusammen 
mit etwa fünfzehn anderen Ehrenamtlichen. Das waren überwie-
gend Seiteneinsteiger_innen, die sich engagiert um diese Klientel 
bemühten. Bekanntlich erhält nur ein Teil der erwachsenen Flücht-
linge staatlich organisierten professionellen Deutschunterricht

Weshalb machen wir das? Ich glaube, auch für meine Kolle-
ginnen (ich bin der einzige Mann in diesem Team) sprechen zu 
können: es macht uns einfach Freude. Es bereitet mir Genug tuung 
und Zufriedenheit, meine Fähigkeiten auch als Pensionär umset-
zen zu können. Ich merke, dass ich immer noch unterrichten kann, 
also eher zu den "Unruheständlern" gehöre. Ein ganz besonderer 
Aspekt, den ich nach jedem Unterricht erfahre: Die Dankbarkeit 
der Schüler_innen. Regelmäßig verabschieden sich einige Frauen 
und Männer persönlich von uns und sagen einfach "Danke". Wann 
haben wir das während unserer aktiven Zeit erlebt? Ich kann mich 
nur an ein einziges Mal erinnern, dass mir eine Mutter einen Brief 
geschrieben hat, in dem sie sich bedankte, weil ich ihren Sohn zu 
einem Abschluss geführt hatte, der ihm eine qualiizierte Berufs-
ausbildung ermöglichte.

Mein Appell an alle Ruheständler_innen: Die Zahl der Flücht-
linge, die in Harnburg versorgt werden muss, wird zunehmen. 
Jenseits aller politischen Meinungsverschiedenheiten über Flücht-
lingspolitik sollten wir diesen Menschen helfen, soweit es in un-
serer Macht steht. Unser Beruf besitzt schließlich eine soziale 
Komponente. Das gilt nicht nur für GEW-Mitglieder, aber ganz 
besonders für sie.

uWE KunErT
bG ruherständler_innen

Anmerkung der Redaktion: Wir freuen uns auf weitere Berichte 
aus der vielfältigen Arbeit mit Gelüchteten und werden diese ger-
ne veröffentlichen.

tet, Grenzkontrollen wieder ein-
geführt, Fluchtrouten versperrt, 
Länder als sichere Herkunfts-
länder deklariert, die es bisher 
nicht waren und das faktisch 
schon in den 1990er Jahren ab-
geschaffte Asylrecht weiter ver-
schärft. Auch jene, die es nach 
Deutschland geschafft haben, 
sehen sich staatlichen Repressi-
onen ausgesetzt: so wurde teil-
weise die Residenzplicht wieder 
eingeführt, es werden vermehrt 
Gutscheine anstatt Bargeld aus-
gegeben, Abschiebungen wer-
den trotz ärztlicher Bedenken 
erleichtert und zudem nicht mehr 
angekündigt, Gelüchtete müs-
sen sich inanziell an den Inte-
grationskursen beteiligen (wenn 
sie überhaupt Zugang erhalten), 
der Familiennachzug wird größ-
tenteils verwehrt und es werden 
Abschiebelager an den Grenzen 
errichtet. Eine Hierarchisierung 
von Fluchtgründen anhand der 
Figur der/s „guten“ und der/s 
„schlechten“ Gelüchteten und 
damit einhergehend die variie-
rende Zu- oder Absprache von 
Rechten weitet sich aus.

Neben der staatlichen nimmt 
auch die nicht-staatliche rassisti-
sche Gewalt an Quali- und Quan-
tität zu: Brennende Unterkünfte, 
Schüsse auf eine Wohnung im 
hessischen Dreieich und die Blo-
ckierung eines ankommenden 
Busses im sächsischen Clausnitz 
sind nur einige Beispiele für die 
über 900 rassistischen Angriffe 
seit Anfang 2015. Die Täter_in-
nen sind, wie einer der wenigen 
aufgeklärten Fälle in Escheburg 
zeigt, nicht nur in der extremen 
Rechten, sondern auch unter den 
so genannten besorgten Bürger_
innen zu suchen. Diese rotten 
sich zusammen und bilden stets 
dort, wo eine neue Unterkunft 

entsteht, Protest-Initiativen, die 
je nach Habitus gewaltsam vor-
gehen oder vor Gericht ziehen. 
In Hamburg haben sich derzeit 
diverse Stadtteilinitiativen unter 
dem Dachverband IfI (Initiati-
ven für erfolgreiche Integration 
Hamburg) zusammengeschlos-
sen, um Großunterkünfte zu ver-
hindern. Hinter dieser zunächst 
progressiv erscheinenden For-
derung ist jedoch auf den zwei-
ten Blick die Forderung einer 
Obergrenze zu erkennen, wie in 
dem Artikel Tiefgaragen zuerst 
für Deutsche! in dieser Ausgabe 
dargestellt (s.S. 15ff). Während 
die IfI in ihrer Außendarstellung 

noch stark darauf bedacht ist, 
derlei Ziele bzw. Beweggründe 
in ihrem vermeintlichen Bemü-
hen um die Integration von Ge-
lüchteten zu implizieren, treten 
gesellschaftliche Rassismen an 
anderer Stelle offen zu Tage. Die 
Grenze des Sagbaren hat sich 
weit nach rechts verschoben, 
wenn – wie in Bornheim – männ-
lichen Gelüchteten der Zutritt 
zum öffentlichen Schwimmbad 
versagt wird. Diese Tendenz 
zeigt sich auch in den Ergebnis-
sen der letzten Landtagswahlen: 
Die AfD sitzt mittlerweile in acht 
Landesparlamenten.

Im letzten Jahr sind aber auch 
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viele Hilfsinitiativen entstanden, 
die ehrenamtlich die Grundver-
sorgung übernehmen. Menschen, 
die bisher nicht sozial und/oder 
politisch aktiv waren, organisie-
ren sich und übernehmen staat-
liche Aufgaben. Das ist wichtig 
und richtig. Eine Politisierung 
dieser humanitären Hilfe indet 
jedoch nicht immer statt und 
führt zu Konlikten zwischen 
den oder innerhalb der einzelnen 
Inis. Viele der Menschen, die 
konkrete Unterstützung leisten, 
verstehen ihr Handeln als unpo-
litisch, obwohl sie sich teilweise 
mit ihren Aktionen am Rande 
der Legalität beinden. Die der-
zeitigen desaströsen Zustände 
sind jedoch ein Resultat einer 
auf Mikro-, Meso- und Makroe-
bene rassistischen Alltagspraxis. 
Wenn nicht die Aufrechterhal-
tung des Status quo das Ziel ist, 
muss humanitäre Unterstützung 
in einen politischen Rahmen ge-
setzt werden.

Gewerkschaften als gesell-
schaftspolitische Akteurinnen

Auch Gewerkschaften als ge-
sellschaftspolitische Akteurin-
nen sind hier in der Verantwor-
tung, auf die aktuellen Zustände 
aufmerksam zu machen, Positi-
on zu beziehen und ihre eigenen 
Strukturen zu nutzen, zu öffnen 
und zu verändern. Fragen sozi-
aler Ungleichheit dürfen nicht 
gegeneinander ausgespielt, son-
dern müssen zusammen gedacht 
werden. Auch wenn die derzeiti-
gen Ereignisse in Zahl und Inten-

sität erschlagend wirken, sollten 
wir nicht resignieren, sondern 
der rassistischen Grundstim-
mung ein alternatives Projekt 
entgegensetzen. In Bezug auf 
die GEW Hamburg hieße dies, 
Gelüchteten Zugang zu gewäh-
ren, institutionell, strukturell 
und inhaltlich. Gremien müssen 
geöffnet und Zugänge diverser 
werden, Infomaterial und Ver-
anstaltungen mehrsprachig orga-
nisiert und Raum für Austausch 
und neue Themen geschaffen 
werden, damit ein solidarischer 
Kampf möglich ist, der auch 
die vielen selbstorganisierten 
Kämpfe von Refugees, wie der 
Gruppe Lampedusa in Hamburg, 
aufgreift. Es gilt, kreativ zu sein 
und die eigenen Ressourcen und 
Strukturen auch unkonventionell 
zu nutzen. Andere Gewerkschaf-
ten haben vorgemacht, wie dies 
aussehen kann: So fordert der 
amerikanische Gewerkschafts-
dachverband AFL-CIO von Ar-

beitgeber_innen, dass diese für 
alle Beschäftigten Bankkonten 
einrichten, was illegalisierten 
Kolleg_innen aufgrund ihres 
Aufenthaltstatus' nicht möglich 
ist. Die spanischen Verbände 
CC.OO und UGT koalieren seit 
Jahren mit Menschenrechts- und 
Migrant_innenorganisationen 
und kämpfen mit diesen solida-
risch für die Legalisierung. An-
dere Gewerkschaften stellen ihre 
Häuser als Meldeadresse und/
oder Raum zur Verfügung.

Here to participate!
Refugees und Aktive aus der 

GEW Hamburg initiieren gerade 
ein Programm, das sowohl die 
Gewerkschaft, als auch das Be-
rufsfeld „Bildung“ für Gelüch-
tete öffnen soll.

Zum einen soll Gelüchteten, 
die im Bildungsbereich tätig wa-
ren oder dies anstreben, mit oder 
ohne Arbeitserlaubnis, die Or-
ganisierung innerhalb der GEW 
theoretisch und praktisch ermög-
licht werden. Dies soll über eine 
symbolische Mitgliedschaft hin-
ausgehen und auch Strukturen 
und Gremien für Kolleg_innen 
mit Fluchterfahrung zugänglich 
machen, um so eine aktive Mit-
arbeit zu ermöglichen.

Zum anderen sollen Wege 
in die Berufswelt – ob in der 
Schule, der Kita oder in der 
Sozialarbeit – geebnet werden. 
Gelüchtete Lehrer_innen sol-
len die Möglichkeit bekommen, 
via Hospitationen Einblicke ins 
deutsche Bildungssystem (z.B. 
an Schulen) zu gewinnen, ge-
gebenenfalls auch Unterricht 
selbst gestalten, Kontakte knüp-
fen und eigene Erfahrungen 
einbringen können. Mit dem                          
„Here to participate!“ soll so ein 
Austausch von gelüchteten und 
nicht-gelüchteten Pädagog_in-
nen auf Augenhöhe – wenn auch 
unter ungleichen gesellschaftli-
chen Bedingungen – hergestellt 
werden.

Um die neuen Kolleg_innen 
als vollwertige Mitglieder der 
Gesellschaft anzuerkennen und 
ihnen eine Partizipation in allen 
Bereichen zu ermöglichen, geht 
es außerdem darum, gemeinsam 
für ihre institutionelle Gleich-
stellung zu kämpfen: für Bleibe-
recht und Arbeitserlaubnis.

Auf den bisherigen Vernet-
zungstreffen nahmen neben Re-
fugees auch Lehrer_innen und 
Kolleg_innen aus verschiedenen 
GEW-Zusammenhängen teil 
und konzipierten erste Grund-
züge des geplanten Programms. 
Am 25. April wird das „Here to 
participate“-Programm dem Ge-

Abimbola begegnet wieder seinem gelernten Lehrer-Beruf. Das hinterlässt 

Spuren – nicht nur auf der Tafel
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FlücHTlinGE 3

Tiefgaragen zuerst 
für Deutsche!
Der geplante volksentscheid der „initiativen für erfolgreiche integration“ 
öffnet räume für rassistisch gefärbte Fremdenfeindlichkeit

Ob in Öjendorf, Rissen, Bill-
werder, Neugraben-Fischbek, 
Hummelsbüttel, Eppendorf, 
Klein-Borstel, Lurup usw. – 
überall dort, wo in Hamburg 
(Not-)Unterkünfte für Gelüch-
tete geplant werden, formieren 
sich Anwohner_innen, um diese 
zu verhindern. Seit Anfang des 
Jahres haben sich 13 Bürgerin-
itiativen zum Dachverband der 
„Initiativen für erfolgreiche In-
tegration Hamburg“ (IfI) zusam-
mengeschlossen und im Februar 
eine Volksinitiative gegen Groß-
unterkünfte gestartet. Für dieses 
Anliegen wurden innerhalb von 
fünf Tagen über 26.000 Unter-
schriften gesammelt und damit 
die erste Hürde auf dem Weg 
zum anvisierten Volksentscheid 
im Herbst 2017 genommen. Ent-
gegen ihrer humanistisch anmu-
tenden Forderung nach „nach-
haltiger Integration“ befördert 
diese Volksinitiative eine Debat-
te um eine hamburger Obergren-
ze für Gelüchtete, schürt Ängste 
vor „den Fremden“ und mobili-
siert rassistisches Gedankengut.

Strukturelle
Mangelunterbringung

Der Unwillen, sich rechtzeitig 
um die Schaffung geeigneter Un-
terbringungsmöglichkeiten zu 

kümmern, obwohl eine steigen-
de Anzahl von Schutzsuchenden 
prognostiziert wurde, hat auch 
in Hamburg zu einer struktu-
rellen Unterversorgung bei der 
Unterbringung von Gelüchteten 
geführt. In deren Folge mussten 
im Sommer 2015 Tausende in 
Containern, Zelten und ehema-
ligen Baumärkten unterkommen 
oder erhielten überhaupt keinen 
Platz in einer Unterkunft. Um 
solche Szenarien und Bilder zu-
künftig zu vermeiden, will der 
Hamburger Senat im Jahr 2016 
insgesamt 40.000 neue Plätze für 
Erstaufnahme- und Folgeunter-
künfte schaffen. In Planung sind 
auch mehrere Großunterkünfte, 
die in Einzelfällen von mehreren 
Tausend Gelüchteten bewohnt 
werden sollen.

Heimliche Obergrenze für 
Hamburg

Die Volksinitiative der IfI 
fordert nun eine Maximalbele-
gung von 300 Personen pro neu 
eingerichteter Unterkunft und 
einen Mindestabstand von 1 km 
zwischen den Unterbringungen. 
Ihre Hauptargumente sind – wie 
der Name der Volksinitiative 
offenlegt – die bessere Integra-
tion und die insgesamt besseren 
Bedingungen für Gelüchtete. 

Klar, Sammelunterkünfte ste-
hen einem angemessenen Leben 
von Menschen (mit oder ohne) 
Fluchtgeschichte – mit ausrei-
chend Wohnraum und Privat-
sphäre, guter infrastruktureller 
Anbindung und der Möglichkeit 
zu gesellschaftlicher Teilhabe 
– entgegen. Eine Durchsetzung 
der Forderungen der Volksiniti-
ative würde aber keine Verbes-
serung, sondern zumindest eine 
Aufrechterhaltung des Status 
Quo – bei der zu erwartenden 
Einwanderung weiterer Schutz-
suchender – eher noch eine Ver-
schlechterung der schon jetzt 
katastrophalen Wohnbedingun-
gen zur Folge haben. Eine Re-
alisierung vieler kleiner Unter-
bringungen wird so schnell nicht 
geleistet werden – und auch die 
IfI hat keine Lösungsvorschläge, 
die dem Bedarf annähernd ge-
recht würden. Eine Begrenzung 
der Unterkünfte auf maximal 
300 Personen würde dement-
sprechend eine faktische Ober-
grenze für die Unterbringung 
von Gelüchteten in Hamburg 
bedeuten. 

Der Wunsch nach einer Re-
duzierung der Gelüchteten in 
der Hansestadt wird auch durch 
die Forderung der Volksinitia-
tive deutlich, den Königsteiner 

werkschaftstag vorgestellt und 
beantragt werden, es in der GEW 
Hamburg zu etablieren.

Zudem sind alle interessier-
ten Kolleg_innen mit und ohne 
Fluchterfahrungen eingeladen, 
zu einem offenen Informationst-
reffen am 23. Mai um 17.30 ins 
Curiohaus zu kommen. Neben 

Informationen zum deutschen 
Bildungssystem wird dort die 
Möglichkeit geschaffen, Buddy-
Tandems zu bilden und konkrete 
Schritte der Partizipation zu pla-
nen.

Bei Interesse an dem „Here 
to participate“-Programm melde 
dich mit einer kurzen Beschrei-

bung deines Interesses. Außer-
dem sind Menschen gesucht, die 
Übersetzungsarbeiten anbieten 
können.
Jan KolboW, TobiaS Wollborn,
robErT HübnEr, ronJa HEinElT,

GEW-Studis,
Kontakt über

dehnert@gew-hamburg.de


